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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Schwenninger und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3181 — 

Von der DEG gefördertes Projekt Palmoriente S.A. in Ecuador 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 7. Mai 
1985 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 

Vorvermerk 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß die Geschäftsführung 
der DEG für die Projektprüfung und die Durchführung der vom 
Aufsichtsrat und ggf. vom Gesellschafter gebilligten Projekte 
autonome Verantwortung trägt. 

Der Informationsstand der Bundesregierung ergibt sich aus der 
AR-Vorlage vom 26. März 1981 und der vorliegenden Bericht-
erstattung der DEG. 

1. Entwicklungspolitische Zielsetzung 

1.1 In welcher Weise wirkt sich der Ausbau des Olpalmenanbaus im 
Amazonasgebiet Ecuadors durch die durch DEG-Mittel geförderte 
Firma Palmoriente S.A. auf den Lebensstandard der breiten Bevöl-
kerung aus und fördert den sozialen Fortschritt (vgl. DEG-Jahres-
bericht 1984)? 

Der Ausbau des Ölpalmenanbaus im Amazonasgebiet in Ecuador 
steht im Einklang mit den Bemühungen der Regierung von Ecua-
dor, die landwirtschaftliche Produktion durch Einbeziehung neuer 
Anbaugebiete auszuweiten. Die von der DEG seit 1982 geförderte 
Firma Palmoriente S. A. unterhält neben der Plantage zum Öl-
palmenanbau eine Ölmühle als erste Verarbeitungsstufe. Entspre- 
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chend dem Projektbeginn 1982 findet das Projekt auch im 
Geschäftsbericht der DEG 1982 und nicht 1984 Erwähnung. 
Durch das Projekt wird primär ein Beitrag zur besseren Versor-
gung des Inlandsmarktes mit Nahrungsmitteln und zur Import-
substitution von Fetten und Ölen geleistet. 

Die landwirtschaftliche Erschließung eines Gebietes fördert in der 
Regel langfristig auch durch komplementäre infrastrukturelle 
Maßnahmen eine geregelte Versorgung der dortigen Bevölke-
rung. Der Anschluß an das nationale Vermarktungsnetz und die 
damit verbundenen Absatzmöglichkeiten bringt erfahrungsge-
mäß die Ausweitung der anzubauenden Kulturen auch bei den 
Kleinbauern mit sich. Insgesamt kann mit positiven Auswirkun-
gen auf den Lebensstandard der ländlichen Bevölkerung und den 
sozialen Fortschritt gerechnet werden. 

Neben den allgemeinen Auswirkungen der Erschließung neuer 
landwirtschaftlicher Nutzflächen wird die Firma Palmoriente S. A. 
bei Vollproduktion ab 1990 ca. 700 Dauerarbeitsplätze bieten. 
Bereits jetzt sind 620 Personen beschäftigt. 

1.2 Welches Entwicklungsmodell legt die Bundesregierung bzw. die 
DEG vor dem Hintergrund der Zerstörung des brasilianischen 
Amazonas-Regenwald-Okosystems der Aussage zugrunde: „Die-
ses Projekt trägt zur wi rtschaftlichen Integration des ecuadoriani-
schen Amazonasbeckens bei" (vgl. DEG-Jahresbericht 1984)? 

Die Bundesregierung hat in ihren entwicklungspolitischen 
Grundsätzen den Schutz der natürlichen Ressourcen zu einem der 
Schwerpunkte erklärt. Sie hat aber auch darauf hingewiesen, daß 
sie im Dialog mit den EL lediglich Möglichkeiten für eine umwelt-
gerechte Entwicklung aufzeigen kann. 

Das Projekt Palmoriente S. A. dient der in der Antwort auf Frage 
1.1 genannten landwirtschaftlichen Erschließung und wirtschaft-
lichen Integration. Es umfaßt eine Fläche von 10 000 ha, von 
denen nur 5 300 ha entsprechend der Planung bepflanzt worden 
sind. Das Gelände der Palmoriente macht weniger als ein Tau-
sendstel der gesamten Fläche des ecuadorianischen Amazonas-
beckens von insgesamt 133 799 qkm aus. 

Der Ersatz natürlicher Vegetation durch geeignete Nutzpflanzen 
hat nicht die negativen ökologischen Effekte, wie sie bei groß-
angelegten Straßenbau-, Staudamm- oder reinen Holzeinschlag-
projekten im Falle Brasiliens entstehen können. Der möglichen 
Gefahr einer Erosion des Bodens wurde im Projekt durch Ansaat 
der Deckpflanze „pueraria malaya" vorgebeugt. 

1.3 Wie kommt die Bundesregierung bzw. die DEG zu der Behaup-
tung, daß die Produktion dieses Projektes „ausschließlich für den 
Inlandsmarkt bestimmt" sei (vgl. DEG-Jahresbericht 1984), wenn 
die Zentralbank Ecuadors in einem Dokument (Informe 84 — 012 — 
SEI vom 12. März 1984) eindeutig von einem späteren Exportanteil 
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von 200 000 t 01 für die nahe und 400 000 t Öl für die ferne Zukunft 
spricht? 

Bei dem Dokument „Informe 84 — 012 — SEI" vom 12. März 1984 
handelt es sich um ein internes Diskussionspapier der Zentral-
bank Ecuadors, das sich aus gesamtwirtschaftlicher Sicht mit den 
Möglichkeiten der Ausweitung des Palmölsektors befaßt. 

Das Projekt Palmoriente S. A. soll bei Vollproduktion ab 1990 eine 
jährliche Menge von maximal 32 900 t Palmöl erzeugen. Entspre-
chend der geltenden Planung für das Projekt ist nach Angaben 
der DEG diese Produktion für den lokalen Markt vorgesehen. Die 
gesamte Palmölproduktion des Landes Ecuador beläuft sich zur 
Zeit auf 72 000 t/Jahr. 

2. Landfrage und indianische Gemeinschaften 

2.1 Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Finanzierungsbeitrag 
der DEG — 3,1 Mio. DM als Beteiligung und 10 Mio. DM als 
Darlehen — an die Firma Palmoriente S.A. für ein Pilotprojekt 
verwendet wird, wo der bestehende Regenwald durch eine „palma 
africana"-Monokultur ersetzt werden soll? Ist der Bundesregierung 
bekannt, daß nach dem Gesamtplan insgesamt 200 000 ha mit 
dieser Monokultur bepflanzt werden sollen? 

Als das Projekt Palmoriente S. A., an dem die DEG nur mit 6 °A, 
beteiligt ist, 1979 initiiert wurde, gab es in ganz Ecuador bereits 
eine Anbaufläche von 28 000 ha zur Produktion von Palmöl. Pal-
moriente S. A. war weder insgesamt noch im Amazonasgebiet die 
erste Palmölplantage, so daß nicht von einem Pilotprojekt gespro-
chen werden kann. 

Die genannte Ausweitung des Anbaugebietes auf 200 000 ha 
stammt aus dem o. g. Diskussionspapier der Zentralbank. Sie ist 
auch der Bundesregierung erst mit Bekanntwerden dieser Unter-
lage zur Kenntnis gelangt. Ob allerdings die Prioritätensetzung 
der ecuadorianischen Regierung zum Ausbau von Agro-Indu-
strien solchen Anregungen folgen wird, ist derzeit nicht zu beur-
teilen. 

2.2 Ist der Bundesregierung bekannt, daß indianische Gemeinschaften 
der Quichuas, wie z. B. die Comuna Huaysa, einem ständigen 
Druck von seiten der Palmoriente S.A. und der Agrarreform- und 
Kolonisierungsbehörde IERAC ausgesetzt sind, Land für die Öl-
palmenplantage zu verkaufen? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Projektgesell-
schaft Palmoriente S. A. Druck auf indianische Gemeinschaften 
ausübt. Nach Angaben der DEG befinden sich auf dem vorhan-
denen Gebiet der Projektgesellschaft Palmoriente S. A. überhaupt 
keine indianischen Gemeinschaften. Auch die an der Nordgrenze 
der Plantage lebende Comuna Huaysa wurde nicht bedrängt. Die 
Projektgesellschaft hat gleichfalls laut Angaben der DEG nicht die 
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Absicht, ihre Fläche über die bereits vorhandene Größe von 
10 000 ha hinaus auszudehnen. 

Über die Politik des IERAC hat die Bundesregierung keine 
Erkenntnisse, die eine Bewertung erlauben würden. 

2.3 Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß die Rechte der 
indianischen Gemeinden geachtet werden, einschließlich ihres 
Rechts auf ihre traditionelle und selbstbestimmte Lebensweise, 
und daß das von der DEG geförderte Projekt diese Rechte nicht 
verletzt? 

Im Rahmen ihrer Rechte als Gesellschafter der DEG trägt die 
Bundesregierung Sorge, daß die DEG sich bemüht, ihre Einfluß-
möglichkeiten so einzusetzen, daß die Rechte der indianischen 
Gemeinschaften durch die Aktivitäten der Projektgesellschaft 
nicht berührt werden. 

Falls die Überlegungen des Diskussionspapiers der Zentralbank 
offizielle Regierungspolitik werden sollten, könnte die Bundes-
regierung ausschließlich die gegenüber souveränen Staaten 
gegebenen Einflußmöglichkeiten nutzen. 

2.4 Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem Dokument der Zen-
tralbank, das oben erwähnt wurde, von Umsiedlung der Indianer 
und Kleinsiedler für den Fall  gesprochen wird, daß diese keine 
Ölpalmen anbauen wollen? Wie will die Bundesregierung dies 
verhindern? 

Sollten die Vorschläge im Diskussionspapier offiziell von der 
ecuadorianischen Regierung übernommen werden, wird auf die 
Antwort zu Frage 2.3 verwiesen. 

Soweit die übrigen Gesellschafter beim Projekt Palmoriente S. A. 
an der Durchführung einer Erweiterung mitzuwirken beabsich-
tigen, ist die DEG angehalten, sich dem zu widersetzen. 

2.5 Ist der Bundesregierung der Begriff „Ethnozid" bekannt? 

Der Begriff „Ethnozid" ist bekannt. Nach Einschätzung der Bun-
desregierung kann dieser Beg riff im Zusammenhang mit diesem 
Projekt auf keinen Fall herangezogen werden. 

3. Ökologische Auswirkungen 

3.1 Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß das von der DEG 
geförderte Projekt nicht — wie in Brasilien häufig geschehen — zu 
einer Zerstörung des Ökosystems und der menschlichen Nutzungs-
möglichkeiten im betreffenden Gebiet führt? 
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Das Gelände der Palmoriente S. A. macht nur einen kleinen Teil 
des ecuadorianischen Amazonasgebietes aus. Die Umwandlung 
von Naturwald in landwirtschaftliche Nutzflächen ist zwangsläu-
fig mit einem Eingriff in das bestehende Ökosystem verbunden. 
Im Vergleich zu dem Anbau von Einjahreskulturen hat der Anbau 
von Olpalmen in Ecuador den Vorteil, daß Bodenqualität und 
Fruchtbarkeit durch die dauerhafte Bepflanzung weitgehend 
erhalten bleiben. Die zusätzliche Aussaat der bodendeckenden 
Pflanze (pueraria malaya) trägt außerdem dazu bei, nachteilige 
Auswirkungen auf den Boden zu vermindern. Olpalmen gehören 
im übrigen zu den Nutzpflanzen, die die Urwaldvegetation am 
wenigsten stören. 

3.2 1st der Bundesregierung bekannt, daß über der Monokulturplan-
tage aus Flugzeugen Pestizide versprüht werden, deren Anwen-
dung in der Bundesrepublik Deutschland verboten ist? 

Pflanzenschutzmittel und Schädlingsbekämpfungsmittel sind 
nach Auskunft der DEG bei Palmoriente S. A. nicht von Flug-
zeugen aus gesprüht worden. 

Es trifft zu, daß in einem Notfall auf einer begrenzten Fläche von 
250 ha zweimal Endrin eingesetzt wurde, da sonst durch Wurzel-
fraß die Palmkulturen vernichtet worden wären. Das in der Bun-
desrepublik Deutschland verbotene Endrin wird auch in dem 
Projektgebiet inzwischen nicht mehr verwendet. 

3.3 Ist der Bundesregierung bekannt, daß es aufgrund mangelhaften 
Umgangs mit diesen hochgiftigen Spritzmitteln zu schwerwiegen-
den Arbeitsunfällen auf der Olpalmenplantage der Palmoriente 
gekommen ist? 

Der Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel ist nach Angaben 
der DEG bei Palmoriente S. A. gering. Bei der Verwendung 
chemischer Pflanzenschutzmittel achtet die Projektgesellschaft 
auf sachgerechten Umgang. Der Bundesregierung ist hiernach 
nicht bekannt, daß es auf der Ölpalmenplantage zu Arbeitsunfäl-
len durch Pflanzenschutzmittel gekommen ist. 

3.4 Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch den Einsatz von Pesti-
ziden auf der Ölpalmenplantage der Palmoriente das Wasser des 
Huashito verseucht wurde, wodurch es zu einem Fischsterben kam, 
die Trinkwasserversorgung der indianischen Gemeinden gefähr-
det wurde und die Fische ganz allgemein vergiftet werden, die 
eines der Grundnahrungsmittel sind? 

Nach Informationen, die der Bundesregierung seitens der DEG 
vorliegen, ist es angesichts der nur geringen Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln nicht zu einer Verseuchung des Wassers 
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des Huashito durch die Projektgesellschaft gekommen. Auch die 
Trinkwasserversorgung benachbarter Gemeinden ist durch den 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln durch Palmoriente S. A. nie 
gefährdet gewesen. 

4. Arbeitsbedingungen 

4.1 Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Firma Palmoriente bei 
ihrem Ölpalmenprojekt mit einem System wechselnder Arbeits-
kräfte, die durch „Contratistas" (Arbeitsvermittler) eingestellt und 
bezahlt werden, arbeitet, wodurch das Unternehmen Sozial- und 
Krankenversicherungsbeiträge spa rt, zusätzliche Sozialleistungen 
wegfallen und eine gewerkschaftliche Organisa tion unmöglich 
gemacht wird? 

Entgegen der dem Aufsichtsrat der DEG zur Genehmigung des 
Projektes vorgelegten Vorlage vom 26. März 1981 konnte die 
Palmoriente S. A. in der näheren Umgebung des Projektes nicht 
genügend Arbeitskräfte finden, die festangestellt werden konn-
ten. Daher ist, wie die DEG auf Anfrage berichtet hat, die Anwer-
bung von Arbeitnehmern aus weiter entfernt gelegenen Landes-
teilen notwendig geworden. Diese erfolgt - wie in Ecuador bei 
allen großen Agrikultur- und Agroindustriebetrieben üblich - 
überwiegend über „ Contratistas" . Die Unternehmen vergeben 
bestimmte Aufgaben zur vollständigen Durchführung an „Contra-
tistas", die dafür, ähnlich der Form eines Werkvertrages, einen 
bestimmten finanziellen Betrag erhalten. Eine Sozialversiche-
rungs- und Krankenversicherungspflicht für Landarbeiter besteht 
in Ecuador nicht. Palmoriente S. A. führt freiwillig für seine festan-
gestellten Arbeitnehmer einen bestimmten Betrag für Soziallei-
stungen ab. Ferner hat die Firma für alle Arbeitnehmer auf der 
Plantage eine kostenlose ärztliche Betreuung eingerichtet und für 
die Arbeitnehmer der „Contratistas" Unterkünfte eingerichtet. 
Ferner erhalten die Arbeiter der „Contratistas", die bei Palm

-- 

oriente beschäftigt sind, mehr als die gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestlöhne. Eine gewerkschaftliche Organisa tion wird durch 
das bestehende System der „Contratistas" allgemein behindert. 

Die DEG ist sich der Problematik dieses Systems bewußt. Sie hat 
sich stets für eine Festeinstellung von Arbeitnehmern eingesetzt 
und wird dies auch in Zukunft tun. 

4.2 Ist der Bundesregierung bekannt, daß es auf der Olpalmenplan-
tage Ende 1983 zu einem Streik mit teilweiser Besetzung des 
Firmengeländes durch die Arbeiter kam, der nach einer Interven-
tion der Firmenleitung bei der Regierung durch Einheiten der 
Nationalpolizei niedergeschlagen wurde und zur Entlassung von 
170 Arbeitern führte? 

Nach den der Bundesregierung von der DEG vorgelegten Infor-
mationen hatten die angesprochenen Auseinandersetzungen von 
Ende 1983 nach Angaben der Projektgesellschaft ihre Ursache in 
Interessengegensätzen zwischen verschiedenen „Contratistas". 
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Hiernach haben drei „ Contratistas " versucht, die Verträge mit der 
Palmoriente zu monopolisieren und die anderen Arbeitsvermittler 
auszuschalten. Diese Forderung hat die Projektgesellschaft nicht 
akzeptiert. Daraufhin haben diese drei „Contratistas" mit den von 
ihnen beschäftigten Arbeitern versucht, den Eingang der Plan-
tage zu besetzen. Die Aktion ist von den übrigen Arbeitern auf der 
Plantage nicht unterstützt worden. Als die Sprengung von Brük-
ken angedroht wurde, ist die Polizei gerufen worden. Aufgrund 
der Ereignisse wurden die Verträge mit den drei verantwortlichen 
„Contratistas" gelöst. 

4.3 Wie will  die Bundesregierung darauf Einfluß nehmen, daß bei dem 
von der DEG geförderten Projekt die sozialen Mindeststandards 
eingehalten werden? 

Die DEG wurde gebeten, darauf hinzuwirken, daß Palmoriente 
S. A. alles unternimmt, die Arbeitskräfte selbst einzustellen. 
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